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GESETT,B[[TT
der Deutschen Demokratischen Repuhlik

BERLIN, 16. SEPTEMBER, 1980 soNDEßDßucK rn.1O56

Beschluß
zur ,,Ordnung über die Vorbereitung und Gestaltung

von Redrtsvorsdrrif ten"

vom 25. Juli 1980

1. Die ,,Ordnung über die Vorbereitung und Gestaltung von
Redrtsvorselriften" (Anlage) wird bestätigt.

2. Dieser Besdrluß tritt am 1. September 1980 in Kraft.
3. Der Minister der Justiz gewährleistet die einheitliehe

methodische Anleitung bei der Vorbereitung und Gestal-
tung von Entwürfen für Redttsvorschriften und koordi-
niert die Zusammenarbeit zwisdren den beteiligten Or-
ganen auf ,der Gruhdlage dieses Besdtlusses.

4. Der Leiter des Sekretariats des Ministerrates gewährlei-
stet auf der Grundlage dieses Besdrlusses die einheit-
lidre Anw6ndung der Ordnung bei der Veröffentlidtung
der Redrtsvorsdrriften im Gesetzblatt.

Berlin, den 25. Juli 1980

Der Ministerrat
iler Deutschen Demokratise,hen Bepublik

W. Stop h
Vorsitzender

Anlage Gruntlsätze unil Ziele

§2zu vorstehendem Besdrluß

'Ordnung

über die Vorbereitung und Gestaltung
von Rechtsvorschriften

In Wahrnehmung der im Gesetz vom 16. Oktober 1972 über
den Ministerrat der Deutsctlen Demokratisctren Republik
(G81. I Nr. 16 S.253) geregelten Verantwortung des Minister-
rates für die Vervollkommnung des sozialistisdten Rechts
wird festgelegt:

§1

Geltungsbereidr

Diese Ordnung regelt die Tätigkeit der Ministerien und der
anderen zentralen Staatsorgane bei der Vorbereitung und
Gestaltung von Rechtsvorsdrriften in Form von Gesetzen,
Verordnungen, Durdrführungsverordnungen, Durchführungs-
bestimmungen und Anordnungen.

Die Minister und die Leiter der anderen zentralen Staats-
organe sind entsprectrend den Beschlüssen der Partei der Ar-
beiterklassg den Gesetzen und anderen Rechtsvorsctrriften in
ihrem Verantwortungsbereich für die ständige Übereinstim-
mung des sozialistisdren Rechts mit den Erfordernissen der
gesellschaftlidren Entwidrlung verantwortlictt. Sie haben die
Wirksamkeit der Redrtsvorschriften in ihrem Verantwor-
tungsbereidr zu analysieren und notwendige Entsdteidungen
über die weitere Rectrtsetzung, einschließIidr der Redttsan-
passung und -bereinigung, für den Ministerrat vorzuberei-
ten oder in eigener Zuständigkeit zu treffen.

§3

Rechtsvorsctrriften sind so vorzubereiten und zu gestalten,
daß sie mit hoher Wirksamkeit dazu beitragen, insbesondere

a) die staatlictre Leitung und Planung entsprectrend dem
Prinzip des demokratischen Zentralismus zu vervoll-



komninen und die sozialistisdre Demokratie weiterzu-
entwickelu,

b) die Einheit von \trirtsdrafts- und Sozialpolitik durdrzu-
setzen, die Organisation der Volkswirtschaft sowie der
anderen gesellschaftlidren Bereidre effektiv zu gestalten
und die kooperative Zusammenarbeit der Kombinate,
Betriebg wirtsdraftsleitenden Organg Einridrtungen
und Genossenschaften bei der Ausarbeitung und Durdr-
führung der Volkswirtsdraftspläne mit hohem Nutzen
zu sictrern,

c) die Initiative der Werktätigen, ihrer Kollektive und
aller Bürger zu entwickeln und auf die Erftillung der
gesellsdraftlidren Aufgaben zu lenken,

d) die planmäßige Nutzung und Mehrung des sozialisti-
sdten Eigentums sowie seinen umfassenden Sctrutz zu
sidrern,

e) den Sdrutz der sozialistisdren Staats- und Redrtsord-
nung, die sozialistisdre Gesetzlidrkeit und die Bedrts-
sidrerheit zu gewährleisten, Ordnung, Disziplin und
Sicherheit zu erhöhen sowie die Redrte der Bürger zu
sidrern,

0 die allseitige Erfüllung der Aufgaben der Landesvertei-
digung zu gewährleisten,

g) die Zusammenarbeit der Länder der sozialistisdren
Staatengemeinsctraft, insbesondere die sozialistisdre öko-
nomisdre Integration, immer enger zu geotalten.

den Leitern der anderen zentralen Staatsorgane auf der
Grundlage ihrer Vorsdrläge vorbereitet und nadr Abstim-
mung mit dem Bundesvorstand des Freien Deutsdren Ge-
werksdraftsbundes dem Ministerrat zur Besdrlußfassung un-
üerbreitet.

(2) In den Vorsdrlägen für den Gesetzgebungsplan sind die
gesellsdraf tlidren Zielsetzungen der vorgesehenen Redrtsvor-
sdrriften zu begründen.

(3) Die Vorsctrläge für den Gesetzgebungsplan enthalten

a) die Arbeitstitel und die Art der Aufgaben gemäß § 5
Abs.2,

b) die verantwortlidten und mitwirkenden Organe,
c) die Termine für die Erfüllung der Aufgaben.

§7

(1) Vorsdläge zur inhaltlidren oder terminlidren Verände-
rung des Gesetzgebungsplanes sind durdr die Minister und
die l,eiter der anderen zentralen Staatsorgane mit dem Mini-
ster der Justiz abzustimmen.

(2) Der Minister der Justiz hat dem Ministerrat über die
Durdrführung des Gesetzgebungsplanes zu berictrten und er-
forderlidre Entsdteidungsvorsdtläge zu unterbreiten.

§4

Voraussetzungen für ilen ErlaS
von Bochtsvorschriftelr

(1) Die Ministerien und die anderen zentralen Staatsorgane
haben staatlictre Entsdteidungen als Reehtsvorschriften vor-
zubereiten und zu gestalten, wenn Aufgaben, Redrte und
Pfli&ten von Bürgern, Staatsorganen, Kombinaten, Betrie-
ben oder von wirtsetraftsleitenden Organen, Einridttungen
oder Genossensdraften allgemeinverbindlich geregelt werden
sollen. '

(2) Die Minister und die Leiter der anderen zentralen
Staatsorgane haben im Rahmen ihrer Verantwortung aus-
gehend vom Gegenstand der Regelung, seiner politisdren,
ökonomisdren und sozialen Bedeutung sowie dem erreidlten
gesellschaf tlichen Entwiddungsstand.

a) dem Ministerrat vorzusdtlagen, ob eine Redttsvorsdtrift
als Entwurf eines Gesetzes vorbereitet oder als Verord-
nung erlassen werden soll, oder

b) in eigener Zuständigkeit über den Erlaß einer Durdt-
führungsbestimmung oder Anordnung zu entsdteiden.

Planuag iler Eeütsetzung

§5

{tt

(1) Der Ministerrat besctrließt zur Sicherung einer planmä-
ßigen und koordinierten Redttsentwicklung jeweils für einen
Fünfjahrplanzeitraum Maßnahmen der Rechtsetzung (Gesetz-
gebungsplan).

(2) Der Gesetzgebungsplan beinhaltet Aufgaben zur
a) Erarbeitung von Entwürfen für Gesetze und Verord-

nungen,
b) Anpassung und Bereinigung geltender Gesetze und Ver-

ordnungen,
c) Vorbereitung künf tiger Redttsetzungserf ordernisse.

(3) Die Planung und Durctrführung der Rectrtsetzungsauf-
gaben gemäß § 4 Abs. 2 Budtst. b ist durdt die Ministerien
und die anderen zentralen Staatsorgane inhaltlidt und ter-
minlidr mit den Aufgaben des Gesetzgebungsplanes zu ko-
ordinieren.

§6

(1) Der Entwurf des Gesetzgebungsplanes wird vom Mini-
ster der Justiz in Zusammenarbeit mit den Ministern und

§8

Entwürfen von Gesetzen sind grundsätzlictr vom Minister-
rat bestätigte Konzeptionen zugrunde zu legen, die die in-
haltliche Aufuabenstellung und den Ablauf der Erarbeitung
verbindlictr konkretisieren.

§e

Mitwirkung der Bürger

(1) Redrtsvorsdrriften sollen in engem Zusammenwirken
mit den Gewerksehaften und anderen gesellschaftlidren Or-
ganisationen vorbereitet werden. Die Minister und die Leiter
der anderen zentralen Staatsorgane haben eine den Erfor-
dernissen entsprechende Mitwirkung der Bürger sowie die
Auswertung ihrer Vorschläge, Empfehlungen und Eingaben
zu gewährleisten.

(2) Die öffentliche Diskussion von Gesetzentwürfen erfolgt
entsprechend den von den zuständigen Organen gefaßten
BesdrIüssen.

§10

Zusammenarbeit untl Koordinierung

(1) Die Minister und die Leiter der anderen zentralen
Staatsorgane haben zu gewährleisten, daß die Vorbereitung
von Redrtsvorsdtriften mit anderen Ministerien und zentra-
len Staatsorganen koordiniert wird. Sie haben dabei mit den
örtlidren Staatsorganen zusammenzuarbeiten.

(2) Die Erfahrungen der Staatsorgang Kombinate, Betriebe
und wirtsdraftsleitenden Organe, der Einridttungen und Ge-
nossensdraften, die Ergebnisse von Analysen und Kontrollen
sowie die Hinweise und Informationen der staatlidten und
gesellsdraftlidren Kontrollorgane sind auszuwerten.

(3) Entwürfe von Redrtsvorschriften sind insbesondere ab-
zustimmen mit

a) den Ministern und den Leitern der zentralen Staatsor-
gane, auf deren Bereidre sie.h die Reötsvorsdtriften
auswirken,

b) den Vorsitzenden der Räte der Bezirke, soweit deren
Verantwortung berührt wird,

c) dem Bundesvorstand des Freien Deutsdren Gewerk-
sdraftsbundes oder mit den zuständigen Gewerksdtaf-.
ten und mit den zentralen Leitungen der gesellsdtaft-
lidren Organisationen, wenn deren Aufgaben berührt
werden.
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§11

Einbedehung wlssensehaftlfuher Einrldtungen

(1) Wissen:draftlide Einrichtungen sind in die Vorberei-
tung der äntwürfe von Rechtsvorsdrriften einzubedehen.
Das gilt insbesondere für die

a) Ausarbeitung der wissensdraftlichen Grundlagen über
Inhalt, Gegenstand, Form und Methode redrtlicher Re-
gelungen,

b) Durchführung von internationalen Redrtsvergleidren und
die Ausarbeitung von Gutachten,

c) Anfertigung von Analysen zu geltenden Redrtsvor-
sctrriften,

d) Erarbeitung von Konzeptionen oder Entwürfen von
Redrtsvorsdrrif ten.

(2) Den wissensctraftliöen Einrictrtungen sind für die Ge
staltung ihrer Forsdrungspläne Anforderungen aus dem Ge.
setzgebungsplan zu übergeben.

§12

Festlegung tler Verantwortung in Bechtsvors6rllten

(1) Die Verantwortung für die Aufgaben sowie die Aus-
übung von Redtten und Pflidrten ist jeweils auf das Mini-
sterium oder das zentrale Staatsorgan zu beziehen, Die per-
sönlidre Verantwortung des Ministers oder des Leiters eines
zentralen Staatsorgans ist festzulegen, wenn. die Wahrneh-
mung von Aufgaben, Redrten und Pflidrten nidrt delegierbar
sein soll. Das gilt entsprechend für Kombinate, Betriebq
wirtsclaftsleitende Organq Einridrtungen und Genossen-
söaften und deren Leiter oder Vorstände.

(2) Bei der Festlegung der Verantwortung der örtlidren
Räte ist zu bestimmen, ob der Rat eine kollektive Entsdrei-
dung zu treffen hat oder ob, eine Entsdreidung des Vorsit-
zenden des Rates, eines seinei Stellvertreter oder eines Rats-
mitgliedes zu treffen ist. Soll dem örtlichen Rat überlassen
bleiben, die Verantwortung für die konkrete Entscheidung
selbst zu bestimmen, ist in der Redrtsvorsdrrift allgemein
dessen Verantwortung festzulegen.

(3) Durdtführungsbestimmungen und Anordnungen kön-
nen Aufgaben, Rechte und Pflichten der Fadrorgane sowie
der Leiter der Fachorgane der örtlidren Räte begründen. Sie
dürfen keine Festlegungen enthalten, die eine kollektive
Entscheidung des örtlidten Rates oder die persönlidre Ver-
antwortung des Vorsitzenden des Rates verlangen. In Durch-
führungsbestimmungen können im Eahmen des § 13 konkre-
tisierende Festlegungen getroffen werden, soweit in Gesetzen
oder Verordnungen die Verantwortung der örtlictren Räte als
Kollektivorgane geregelt ist.

Gestaltung tler Beeihtsvorsehriften

§13

(1) In Rechtsvorsdrriften ist der räumliche, sachlidre, per-
sonelle und zeitlidre Geltungsbereidr eindeutig zu bestimmen.

(2) Rechtsvorsdrriften sind als Durchführungsverordnungen
oder Durdrführungsbestimmungen zu Gesetzen und Durdt-
führungsbestimmungen zu Verordnungen zu erarbeiten, so-
weit dies in den Gesetzen oder den Verordnungen vorgese-
hen ist. Sie sind an den Geltungsbereidr der Regelung, zu
deren Durdrführung sie erlassen werden, gebunden. Der Gel-
tungsbereich darf durch sie nur verändert werden, wenn da-
für im Gesetz oder in der Verordnung eine ausdrüddidre
Ermäctrtigung erteilt ist,

(3) In Durctrführungsverordnungen und Durctrführungsbe-
stimmungen werden insbesondere die im Gesetz oder in der
Verordnung enthaltenen Grundsätze und Festlegungen kon-
kret ausgestaltet, Begriffe definiert, Verfahren detailliert
bestimmt und Zuständigkeiten geregelt.

§14

(1) Reütsvorsdrriften sind übersidrtlidr zu gestalten. Die
einzelnen Festlegungen müssen folgeridrtig geordnet §ein.
Allgemeine Bestimmungen sind den besonderen voranzu-
stellen.

(2) Re&tsvorsctrriften kann eine Präambel vorangestellt
werden, sofern dies zur Darlegung ihrer gesellsehaftlictren
Grundlagen, ihrer Ziele und Motive sowie ihrer Einordnung
in das System des geltenden Rectrts erforderlidr ist. Redrts-
vorsdrriften soll ein Hinweis auf die redrtlidren Grundlagen
ihres Erlasses vorangestellt werden.

(3) Redrtsvorsctrriften sind grundsätzlidr in folgender
Weise zu gliedern:

a) Geltungsbereidr,
b) Grundsätze,Ziele und Aufgaben,
c) allgemeine und besondere Verhaltensanforderungen,
d) Festlegungen über Redrtsfolgen und Redrtsmittel,
e) Sdrlußbestimmungen über das Inkrafttreten cler Redtts-

vorsdrriften sowie die Außerkraftsetzung oder Ande-
rung anderer Redrtsvorsdrrif ten.

§15

(1) Rechtsvorsdrriften sind kurz und präzise zu formu-
lieren.

(2) Für gleiche Begriffsinhalte sind einheitlidre Begriffe zu
verwenden. Begriffe, deren Kenntnis bei den Adressaten
nictrt vorausgesetzt werden kann, sind in der Bedrtsvor-
sörift zu definieren.

(3) In Gesetzen oder Verordnungen definierte Begriffe sind
in anderen Bedrtsvorschrilten in gleicher Bedeutung zu ver-
wenden.

§16

(1) In den Rechtsyorschriften soll der Zei@unkt lhres In-
krafttretens ausdrüd<lidr bestimmt werden. Dabei sind die
Regelungen über einzuhaltende Fristen zwisdren Verkün-
dung oder Veröffentlictrung und Inkrafttreten zu berüd<sictr-
tigen. Ist der Tag des Inkrafttretens nidrt ausdrüd<lidr be-
stimmt, treten Gesetze gemäß Artikel 65 der Verfassung am
14.'Tag nadr. ihrer Verkündung in Kraft. Für alle anderen
Rechtsvorsdrriften gilt der Tag der Veröffentlictrung im Ge
setzblatt als Zeitpunkt des Inkrafttretens.

(2) Ein rüdlwirkendes Inkrafttreten von Redrtsvorsdrriften
ist grundsätzlidr auszusdrließen. Die rückwir*ende Inkraft-
setzung von Strafgesetzen oder Ordnungsstrafbestiminungen
ist unzulässig. Das gilt niöt, wenn dadurdr die Verantwort-
li&keit nadrträglictr aufgehoben oder gemildert wird.

(3) Werden Redrtsverhältnisse erfa3t, die vor dem Inkraft-
treten von Redrtsvorsdrriften entstanden sind, ist festzule-
gen, in weldrem Umfang und mit weldren Redrtsfolgen sie
der Regelung unterliegen.

§17

(1) Eine Redrtsvorschrift kann nur durdr eine Redrtsvor-
sdrrift gleictren oder höheren Ränges außer Kraft gesetzt
oder geändert werden.

(2) In den Sctrlußbestimmungen ist festzulegen, weldre
früher erlassenen Redrtsvorsdrriften mit dem Inkrafttreten
der neuen Rectrtsvorschrift außer Kraft treten oder geändert
werden. Die Rechtsvorschriften sind im einzelnen zu bezeich-
nen. Das gilt audt für Rechtsvorsdrriften, die infolge einer
Veränderung des zum Zeitpunkt ihres Erlasses zugrunde lie-
genden Verhältnisses oder aus anderen Gründen gegen-
standslos geworden sind.

(3) Eine Redrtsvorsdrrift ist so zu ändern, daß ihre Über-
sidrtlichkeit erhalten bleibt. Sou'eit erforderlictr, ist eine Neu-
fassung unter gleidrzeitiger Aufhebung der alten Bestimmun-
gen vorzunehmen.
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§18

Bei der Erarbeltung der Rechtsvorsdrriften sind die ,,Re-
geln für die Gestaltung von Redrtsvorsctrriften" (Anlage) an-
zuwenden,

Anlage

zu § 18 der vorstehenden Ordnung

Regeln
für die Gestaltung von Rechtsvorschriften

1. Titel rler ßedrtsvorsehriften

1.1. Rechtsvorsctrriften sind mit einem Titel zu versehen, der
den wesentlictren Inhalt in gestraffter Formulierung dar-
stellen muß. Diesem Titel kann ein Kurztitel hinzugefügt
wer'den. Anstelle des Kurztitels oder neben ihm kann
eine offizieile Abkürzung hinzugefügt werden' Der Kurz-
titel oder die offizielle Abkürzung kann als offizielle Be-
zeictrnung der Rectrtsvorsctrrift zitiert und bei Nadrfolge-
regelungen verwendet werden.

1,2. Für mehrere geltende Rechtsvorsdrriften gleidten Ran-
ges darf grundsätzlich kein gleichlautender Tiiel ver-
wendet werden. Bei Anderungen von Redrtsvorschriften
ist der gleictre Titel zu verwenden. Ihm ist eine laufende
Numerierung voranzustellen (2.8. Zweite Verordnung
über . ..).

1.3. Die Rechtsform ist sowohl in dem offiziellen, vollstän-
digen Titel als auctt in der Kurzfas§ung anzugeben. Fol-
gend,e Bezeidrnungen sind zu verwenden:

Gesetz,

Gesetzbudt,
Einführungsgesetz,
Verordnung,
Durdrf ührun gsverordnun g,

Durdrf ührun gsbestimmung,

Anordnung,

2. Glietlerung der Bechtsvorschriften

2,1. Rectrtsvorsctrriften sind nadr Paragraphen zu gliedern,
die in Abschnitte zusammengefaßt werden können. Bei
umfangreichen Rectrtsvorschriften wenden mehrere Ab-
schnitte in Kapitel und mehrere Kapitel in Teile zusam-
mengefaßt.

2.2. Teile, Kapitel und Abschnitte sind mit einer Übersctrrift
zu versehen. Paragraphen können eine Übersdrrift er-
halten. Die Überschrift ist unter die Ziffer des Paragra-
phen zu setzen. Können mehrere unmittelbar aufeinan-
derfolgende Paragraphen innerhalb desselben Absünit-
tes einer gemeinsamen Überschrift untergeordnet wer-
den, ist diese über die Ziffer des ersten dieser Paragra-
phen zu setzen.

2.3. In einem Paragraphen sind die jeweils unter einem ge-
meinsamen Gesiehtspunkt zu treffehden Festlegungen
zusammenzuf assen.

2.4. Ein Paragraph kann in numerierte Absätze gegliedert
werden. Innerhalb dieser Absätze sind weitere Absätze
unzulässig; es kann jedodt eine weitere Unterteilung in
Ziffern und/oder Buchstaben vorgenommen werden.

3. Begriffe, Vorweisungen und Fußnoten

3.1. Bei der Verwendung von Begriffen ist von den in Wör-
terbüctrern oder Lexika enthaltenen Definitionen auszu-
gehen. Für Begriffe der P1anung, Redtnungsführung und
Statistik gelten die von der Staatlidten Zentralverwal-
tung für Statistik herausgegbbenen Definitionen. Bei der
Angabe physikalisdr-technisctrer Einheiten sind die dafür
geltenden Rechtsvorschriften zugrunde zu legen.

3.2. In eine Rechtsvorsctrrift können Verweisungen auf Fest-
legungen der gleichen Rechtsvorsdtrift oder auf Festle-
gungen, die in anderen Redrtsvorsdrriften enthalten
sind, aufgenommen werden.

3.3. Eine Verweisung soll dann erfolgen, wenn dies zur Ver-
meidung von Wiederholungen bereits bestehender Rechts-
vorschriften oder getroffener Festlegungen erforderliclt
ist.

3.4. Verweisungen müssen eindeutig sein. Sie dürfen die
Übersi ctrtlicttkei t der Rectrtsvorsctrrif t nidr t beeinträdtti -
gen.

3.5. Sofern in einer Redrtsvorsdrrift allgemein auf die An-
wendung anderer Rectrtsvorsctrriften hingewiesen wird,
sollen diese anderen Redrtsvorsdlriften, sofern das not-
wendig ist, zur Information in einer Fußnote mit Titel
und Fundstelle genannt werden'

4. Inkrafttreten, Außerkrafttreten und Anderungen

4.1. Wird zu einem Gesetz oder zu einem Gesetzbuch ein Ein-
führungsgesetz erlassen, kann der Zeitpunkt des Inkraft-
tretens des Gesetzes oder des Gesetzbuches im Einfüh-
rungsgesetz bestimmt werden. Das soll insbesondere er-
fo).gen, wenn nictrt alle Bestimmungen eines Gesetzes
oder Gesetzbudtes zum selben Zeitpunkt in Kraft gesetzt

werden können und differenzierte Festlegungen erfor-
derlidr sind.

4.2. Das Inkrafttreten einer Redrtsvorsehrift und der zu ihrer
Durchführung erlassenen Regelungen ncuß aufeinander
abgestimmt sein,

4.3. In Rechtsvorsdrriften kann festgelegt werden, daß nur
einzelne Bestimmungen einer früher erlassenen Rechts-
vorsdrrift außer Kraft treten. Betreffen diese Bestim-
mungen den Hauptinhalt der Rechtsvorschrifi, ist grund-
sätzlidr die früher erlassene Rectrtsvorsdtrift insgesamt
außer Kraft zu setzen. Die Festlegungen, die weiter gel-
ten sollen, sind in die neuen, zu erlassendetr Redttsvor-
schrif ten auf zunehmen.

4.4. ln einer Regelung zur Anderung einer Redttsvorsdrrift
ist von dem verbleibenden Text der bisher geltenden
Bestimmung so viel zu wiederholen, daß der neugefaßte
Text aus sidr heraus verständlictt ist.

4.5. Wird eine Rechtsvorsdrrift zum wiederholten Male ge-
ändert, muß sidr die neue Anderung auf die ursprüng-
liche Fassung der Rechtsvorsehrift beziehen.

4.6. Eine Rectrtsvorsdrrift ist nidrt zu ändern, sondern durdr
eine Neuregelung zu ersetzen, wenn die Anderung die
inhaltlidren Grundzüge oder den überwiegenden Teil der

würde.
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